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Gemeindefinanzbericht 2012 des Gemeindetags
Sonderopfer der Städte und Gemeinden wird abgelehnt
Karten müssen auf den Tisch
Stuttgart. Die Kommunen sollen, geht es nach der baden-württembergischen grün-roten Landesregierung, noch härter sparen, damit das Land in den kommenden Jahren sein Defizit in den Griff bekommen kann. Während die Regierung davon ausgeht, die Städte und Gemeinden würden im Geld schwimmen und die Finanzsituation sei „goldig“, sprechen die aktuellen Zahlen der Kämmerer eine andere Sprache: Die voraussichtlichen Mehreinnahmen in den Jahren 2011 und 2012 in Höhe von geschätzten 3,16 Milliarden Euro gleichen gerade mal das Defizit von 3,147 Milliarden Euro aus den Jahren 2009 und 2010 aus. „Die Städte und Gemeinden sind jetzt damit beschäftigt, die Verluste der Vorjahre abzubauen“, erklärte Präsident Roger Kehle. Durch Ausgabendisziplin sei es gelungen, die kommunalen Haushalte in stürmischen Zeiten stabil zu halten. Das Land sei nun aufgefordert, den Kommunen ihre gerade wieder erlangte finanzielle Kraft nicht zu nehmen. „Die Kommunen springen nicht auf einen Sparzug auf, ohne die Haltestellen und das Ziel der Fahrt zu kennen“. Mit den Sparvorschlägen bestrafe das Land die Kommunen, die ihren Haushalt im Griff behalten haben und schone sich selbst und seine Ministerien.
Positiver Finanzierungssaldo und steigende Steuereinnahmen im Jahr 2011
Womit kaum jemand gerechnet hat, überraschte auch den baden-württembergischen Gemeindetag: Die schnelle Erholung von der Wirtschafts- und Finanzkrise hat sämtliche Prognosen des letzten Jahres auf den Kopf gestellt. Die Steuereinnahmen der Kommunen sind gestiegen (siehe Grafik Steuereinnahmen der Gemeinden in Baden-Württemberg) und der Finanzierungssaldo im Jahr 2011 hat sich auf dem Niveau des Jahres 2008 mit 1,6 Milliarden Euro eingependelt (siehe Grafik Finanzierungssaldo der Gemeinden/Gemeindeverbände). (Prognostiziert war vom Gemeindetag eine „Schwarze Null“). 

Die positive Entwicklung des Finanzierungssaldos hat verschiedene Gründe: Die Gewerbesteuer hat ihre Bedeutung für die Kommunen erneut unter Beweis gestellt. Von 3,8 Milliarden Euro im Jahr 2010 ist sie im Jahr 2011 auf 4,9 Milliarden Euro angestiegen (siehe Grafik Entwicklung der Gewerbesteuer). Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer weist gegenüber dem Jahr 2010 ein Plus von 260 Millionen Euro auf und die Finanzausgleichs-Umlage an das Land ging aus Gründen des Steuerkraftverlustes um 417 Millionen Euro zurück. Von steigenden Steuereinnahmen beim Land profitierten auch die Kommunen: Der Finanzausgleich spülte zusätzlich 460 Millionen Euro in die kommunale Kassen. 
Ausgabendisziplin war 2011 ein ständiger Begleiter der Kommunen: 

Sachinvestitionen: minus 7,2 Prozent
Bauinvestitionen: minus 9,4 Prozent

Die Kommunen haben in den vergangenen Jahren einen hervorragenden Job als Krisenbewältiger gemacht. Innerhalb kürzester Zeit brachten sie ein Konjunkturpaket auf den Weg, das maßgeblich zur wirtschaftlichen und schnellen Erholung des Landes beigetragen hat. Um eine Überschuldung in den kommunalen Haushalten zu vermeiden, mussten die Kommunen harte Einschnitte vornehmen. Mit Disziplin haben sie auf die Finanzkrise reagiert und den Rotstift angesetzt. Sachinvestitionen wurden im Jahr 2011 im Vergleich zum Vorjahr um 7,2 Prozent zurückgefahren, Bauinvestitionen um minus 9,4 Prozent. Auch wenn die Investitionen rückläufig waren, hat dennoch die Verschuldung in den kommunalen Kernhaushalten zugenommen. Ein Indiz dafür, dass die Finanzen nicht in allen Kommunen auf sicheren Beinen stehen. Das lässt sich auch an den veränderten Hebesätzen bei Grund- und Gewerbesteuer ablesen. Trotz gutem Wirtschaftswachstum haben sich die Schulden der Kommunen in den Eigenbetrieben von 5,215 Milliarden Euro (2010) auf 5,374 Milliarden Euro (2011) und in den Kämmereihaushalten von 3,7 Milliarden Euro auf 3,8 Milliarden Euro erhöht. 
Konnexität: Was lange währt wird endlich gut!

Der Dauerstreit über die Verteilung der Kosten der Kleinkindbetreuung zwischen dem Land und den Kommunen ist seit November des vergangenen Jahres beigelegt. Ministerpräsident Winfried Kretschmann hat sich mit dem Gemeindetag, dem Städtetag und dem Landkreistag darauf verständigt, die Betriebsausgaben entlang der Konnexität aufzuteilen. Konkret heißt das, die Kommunen, Eltern und Träger beteiligen sich ab dem Jahr 2014 mit einem Kostenbeitrag in einer Größenordnung von 32 Prozent, das Land übernimmt die restlichen 68 Prozent. „Die Mahnungen an die Landesregierung haben gewirkt“, erklärte Kehle. Darüberhinaus wurde vereinbart, dass sich das Land seit Jahresbeginn zu einem Drittel an den Kosten der Schulsozialarbeit bis zu einem Betrag von 15 Millionen Euro jährlich beteiligt. Im Rahmen des Paktes für Familien mit Kindern wurde festgelegt, dass das Land ab dem Kindergartenjahr 2012/2013 den Kindergärten zusätzliche Mittel für Sprachfördermaßnahmen der 3-6jährigen Kinder zur Verfügung stellt. Im Haushalt 2012 belaufen sich diese Mittel auf 11 Millionen Euro.
Der Gemeindetag erwartet ein klares Bekenntnis zur Konnexität auch bei den Schulen. „Denn auch hier gilt: Wer bestellt, bezahlt“, fordert Kehle. Die Ganztagesschule durch die Hintertür einzuführen, sie mit der Gemeinschaftsschule zwangsweise zu verknüpfen und dies dann als freiwillige Aufgabe der Kommunen zu deklarieren, die das selbst bezahlen müssen, sei ein bemerkenswerter Vorgang, der erneut Verhandlungsrunden auslösen werde.
Kommunen begrüßen Einigung zum Fiskalpakt. 
Die Entlastung der Kommunen ist ein positives Signal. Es entspricht einer alten Forderung der kommunalen Bundesverbände, die Kommunen von den Kosten der Eingliederungshilfe zu entlasten. Die erfolgreichen Verhandlungen der Verbände in der Gemeindefinanzkommission auf Bundesebene werden nun sichtbar. „Es handelt sich bei der Eingliederungshilfe um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nicht allein von den Kommunen getragen werden kann“, sagt Präsident Roger Kehle. Die Kommunen gehen davon aus, dass der Bund ab der kommenden Legislaturperiode die Kosten vollständig übernimmt. Auch die Ankündigung noch in diesem Jahr zusätzliche Mittel zur Verbesserung der kommunalen Verkehrsverhältnisse bereit zustellen und das Vorziehen der Kostenübernahme der Grundsicherung im Alter durch den Bund werden ausdrücklich begrüßt. Zusätzliche Fördermittel von 80 Millionen Euro für Investitionen in den Kita-Ausbau und rund 7 bis 8 Millionen Euro jährlich für die Betriebskosten erwarten die Kommunen in Baden-Württemberg.
Konsolidieren und clever investieren
Der Fiskalpakt als vorgezogene und verschärfte Schuldenbremse wirft für die Kommunen Fragen auf. Denn investieren darf künftig nur noch der, der sich genügend Kapital angespart hat. Zwischen rentierlichen und nichtrentierlichen Schulden wird nicht unterschieden. Alle Schulden werden in denselben Topf geworfen. Ein Weg, den der Gemeindetag kritisch sieht. „Wenn Investitionen mit Schulden zu finanzieren sind und gerade durch diese Investitionen wieder Geld in die Kassen der Kommunen zurückfließen können, ist dies grundsätzlich nichts Schlechtes“, erläutert Kehle. Als Beispiele nannte er Investitionen in Heizzentralen, Fassadendämmung und Abwasserprojekte. Kommunen müssten demnach jahrelang Geld ansparen, um dann schuldenfrei bauen oder modernisieren zu können. Dies könne, so Kehle, von Bund und Ländern nicht gewollt werden. „Ein Stillstand im Land wäre die Folge und die Kommunen müssten ausbaden was auf Bundesebene ausgehandelt wurde“. Kehle erwartet deshalb von der Landesregierung, dass sie sich für die Interessen der Kommunen einsetzt und sie nicht schwächt.
Das Land braucht starke Kommunen
Kindertagesbetreuung, Energiewende, Integration, Bildung sind Aufgaben im Land, die ohne die Kommunen nicht zu machen sind. Den Kommunen die Finanzkraft zu entziehen und damit die Konjunkturlokomotive „Kommune“ ins Stottern zu bringen, ist ein falsches Signal an die Bürgerinnen und Bürger im Land. Drei Viertel der Investitionsausgaben im Land werden von den Kommunen getätigt, vom Land gerade mal ein Viertel. „Wenn die Städte und Gemeinden erneut den Rotstift ansetzen müssen, werden das die Bürger und die Wirtschaft spüren“, befürchtet Kehle. Die Akzeptanz der Entscheidungen, die EU-Ebene betreffend, werde dadurch in den Städten und Gemeinden nicht steigen. 
Sparen ja. Aber dann alle.
Die Landesregierung hat ein Defizit im Landeshaushalt von rund 2,5 Milliarden Euro ausgemacht und hat sich zum Stopfen der Löcher die Kommunen und die Beamten im Land ausgesucht. 550 Millionen Euro will das Land im Jahr 2013 einsparen, weitere 800 Millionen Euro im Jahr 2014. 90 Prozent dieser Einsparungen sollen die Kommunen übernehmen. Bedenkt man, dass „lediglich“ rund 15 Prozent der Staatsausgaben auf Leistungen an die Kommunen entfallen, ist es schon bedenklich was das Land den Kommunen als Sparbeitrag abverlangen will. Der Präsident des baden-württembergischen Gemeindetags, Roger Kehle, lehnte es ab, dass die Regierung im einen Jahr den Kommunen Geld in die linke Tasche gebe und im nächsten Jahr aus der rechten Tasche wieder herausnehme. Jetzt sei es vielmehr an der Zeit, dass die Landesregierung deutlich erkläre, in welchen Ressorts, in welcher Höhe sie strukturell sparen und welche Sparbeiträge sie damit selbst leisten wolle. „Die Karten müssen auf den Tisch“, forderte Kehle. Ein Sonderopfer der Kommunen werde es jedenfalls nicht geben. Denn die Kommunen als Ausfallbürgen des Landes heranzuziehen, widerspreche allen Äußerungen des Ministerpräsidenten, dass das Land starke Kommunen brauche.
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